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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

18.01.1996 

Geschäftszahl 

94/18/1117 

Rechtssatz 

Ergibt sich aus dem Sachverhalt eine Beharrlichkeit des Fremden, sich über für ihn (als Fremden) maßgebliche 
Rechtsnormen bewußt hinwegzusetzen, macht dies die Verhängung eines Aufenthaltsverbotes zur 
Aufrechterhaltung der Ordnung im Bereich des Fremdenwesens notwendig. 


